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Sie sind im Management oder als 
Unternehmer tätig und politisch 
interessiert?
Der Managerkreis bietet Ihnen in acht 
Regionalgruppen und bei überregion-
alen Veranstaltungen die Möglichkeit, 
sich mit gleichgesinnten Managern 
und Unternehmern auszutauschen. 
Der Managerkreis besteht seit 1991 
und umfasst mittlerweile über 1.200 
Mitglieder. Sein Ziel ist es, eine Brücke 
zwischen Wirtschaft und Politik zu 
schlagen, und ein Netzwerk zwischen 
engagierten Managern zu knüpfen. 
Wir laden Sie herzlich ein, Mitglied im 
Managerkreis zu werden.

Hier fi nden Sie weiterführende 
Informationen:
www.managerkreis.de
Kontakt Mitgliederservice
Dagmar Merk
Tel. 030-269357053
managerkreis@fes.de
Unser virtuelles Mitglieder-Netzwerk:
https://www.xing.com/net/
managerkreis/

Seit 2009 ist in Deutschland die 
UN-Konvention über die Rechte 
von Menschen mit Behinderun-
gen in Kraft. Idee ist die Ent-
wicklung einer inklusiven Gesell-
schaft, in der jede und jeder von 
Anfang an in allen Bereichen des 
gesellschaftlichen Lebens dazu 
gehört – auch im Gesundheitswe-
sen. Immer noch sind Menschen 
mit Behinderungen vielfältigen 
Benachteiligungen im Gesund-
heitswesen konfrontiert: Arzt-
praxen und Krankenhäuser sind 
oft nicht barrierefrei. In vielen Ge-
sundheitsberufen existieren „Bar-
rieren in den Köpfen“. 

Was bedeutet Inklusion im Ge-
sundheitswesen? 
Inklusion hat den Anspruch, soziale 
Grenzen grundsätzlich aufzuheben 
und ein selbstverständliches Mitein-
ander zu leben. Behinderte sollen 
nicht mehr integriert, also in die 
Gesellschaft der Nichtbehinderten 
einbezogen werden, sondern nach 
ihren Möglichkeiten leben können – 

mittendrin. Dazu müssen diese Men-
schen im Gesundheitswesen aber 
auch das erhalten, was sie brauchen. 
Sie müssen willkommen sein. Das ist 
ein sozialer Idealzustand, dessen Ver-
wirklichung viel Kraft und Idealismus 
erfordert – dies stellt auch für das 
Gesundheitswesen eine Herausforde-
rung dar.

Was grenzt Menschen mit Be-
hinderung im Gesundheitswesen 
aus? 
Häufi g mangelt an der Sensibilität 
der Arztpraxen für das Thema Barri-
erefreiheit. Es ist immer noch keine 
Selbstverständlichkeit, die Patienten 
darüber zu informieren, ob eine Pra-
xis barrierefrei ist oder nicht. Ein Roll-
stuhlfahrer muss zum Beispiel wissen, 
ob der Zugang zur Praxis mit einem 
Fahrstuhl möglich ist. Oder: Ein Seh-
behinderter muss wissen, wo er eine 
Augenpraxis fi ndet, die sehbehinder-
tengerecht ist. Ein fl ächendeckendes 
Informationssystem, welches auf die 
individuellen Bedürfnisse und Erfor-
dernisse der einzelnen Patienten ein-

Im Interview: Karmen Savor
MBA Geschäftsführung, Inklusives Zentrum für Gesundheit, Therapie und 
Sport, Evangelisches Johannesstift, Berlin  

Wie inklusiv ist unser Gesundheitswesen? 

https://www.xing.com/net/managerkreis/
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geht, sollte deutschlandweit 
etabliert werden.  

Heißt das, dass wir von 
einem inklusiven Gesund-
heitswesen noch weit ent-
fernt sind?
Es hat sich in den letzten Jahren 
schon etwas getan. Dass  das 
Thema Barrierefreiheit in den 
Arzpraxen noch nicht im ausrei-
chenden Maße angekommen 
ist, belegt eine deutschlandwei-
te Befragung von Arztpraxen zu 
der Thematik „Barrierefreiheit in 
der ambulanten ärztlichen Ver-
sorgung“. Rund 68.000 Arzt-
praxen haben Auskunft über 
Barrierefreiheit oder Behinder-
tenparkplätze gegeben. Dage-
gen haben 152.000 Arztpraxen 
keine entsprechenden Vorkeh-
rungen oder gar keine Rückmeldung ge-
geben. 

Wo liegen die Probleme der Versor-
gung von Menschen mit Behinde-
rung im Krankenhaus? 
Eine gute Regelversorgung, die den 
ganzen  Menschen sieht, stellt eine im-
mense Herausforderung dar und muss 
meines Erachtens weiter ausgebaut 
werden. Hier geht es nicht nur um bar-
rierefreie Zugänge, sondern vielmehr  
um eine gute interdisziplinäre Zusam-
menarbeit und ein eng am Individuum 
ausgerichtetes medizinisches, thera-
peutisches und pfl egerisches Handeln. 
Darüber hinaus sollte die Assistenz und 
Unterstützung durch pädagogische 
Fachleute gewährleistet sein.

Für jeden Menschen ist ein Kran-
kenhausaufenthalt ein belastendes 
Erlebnis. Wie muss es da erst Men-
schen mit einer geistigen Behinde-
rung gehen. Werden diese mit ihren 
Ängsten ausreichend betreut?
Ich glaube, dass eine Überforderung 
im Umgang mit Menschen mit Handi-
cap, insbesondere mit einer geistigen 
Behinderung, in Krankheitssituationen 

vorhanden ist, da die Besonderheiten 
und speziellen Bedürfnisse zu wenig 
bekannt sind. Oft scheitert es an der 
Kommunikation, an der sogenannten 
„Leichten Sprache“,  insbesondere bei 
den medizinischen Begriffen.

Vor einem Jahr wurde am Berliner 
Vivantes Klinikum Neukölln ein 
Behandlungszentrum für die zahn-
ärztliche Behandlung von schwer 
mehrfachbehinderten Menschen 
eröffnet. Sind solche speziellen 
“Medizinische Zentren” für die Ver-
sorgung von Menschen mit Behin-
derung die Lösung?
Spezielle  ambulante Versorgungszen-
tren für Menschen mit geistiger oder 
mehrfacher Behinderung sind aus mei-
ner Sicht ein erster Schritt in Richtung 
Inklusion und dienen zur Unterstützung 
der Regelversorgung für besondere 
Krankheitsbilder im Gesundheitswesen.

Wer müsste denn was tun, um zu-
mindest das Problem der Barriere-
freiheit zu lösen?
Es ist die Aufgabe und Herausforde-
rung der Politik sowie aller Verantwor-
tungsträger  des Gesundheitssystems, 
verlässliche und  fi nanzierbare Organi-
sationsstrukturen  sowie entsprechen-
de Regularien für die medizinische Be-
treuung von Menschen mit Handicap 
zu entwickeln.
Um umfassend und individueller auf 
die Besonderheiten bei Menschen mit 
Handicap eingehen zu können, wäre 
es wichtig, Erkrankungsrisiken, Krank-
heitsbilder und therapeutische Mög-
lichkeiten verstärkter in der Forschung 
zu berücksichtigen. 
Die daraus gewonnen Erkenntnisse 
sollten in gezielte Aus-, Fort- und Wei-
terbildungen für Ärzte, Therapeuten 
und Angehörige der Gesundheitsberu-
fe integriert und umgesetzt werden. 

Eine gute Regelversorgung, die den 
ganzen  Menschen sieht, stellt eine 
immense Herausforderung dar...

Barrierefreiheit von Arztpraxen 
ist noch keine deutschlandweite 
Selbstverständlichkeit
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Die Finanzlage vieler deutscher Kom-
munen spitzt sich zu. Der kommunale 
Handlungsspielraum wird immer en-
ger. Wie dieser Trend gestoppt werden 
kann war Thema einer Veranstaltung 
des Managerkreises am 13. März 2014 
in Berlin. Mit dem früheren Staatssekre-
tär Volker Halsch und Ex-Bundesfi nanz-
minister Hans Eichel waren gleich zwei 
Autoren verschiedener Publikationen 
der Friedrich-Ebert-Stiftung auf dem 
Podium zu Gast. Die praktischen Erfah-
rungen brachte Barbara Ludwig, Ober-
bürgermeisterin der Stadt Chemnitz, 
ein. Die Sicht des Deutschen Industrie- 
und Handelskammertages vertrat Rainer 
Kambeck, Bereichsleiter Finanzen.

Warum bekommt die Nachbar-
stadt ein neues Fußballstadion und wir 
nicht? Warum gibt es gerade bei uns so 
viele Problemviertel, so viele Ausländer, 
so viele Arbeitslose? Wie kann es sein, 
dass wir fast einen ausgeglichenen 

Bundeshaushalt haben und trotzdem 
viele Kommunen am Rande der Zah-
lungsunfähigkeit sind?

Die Antworten auf diese Fragen sind 
leider nicht einfach, denn Deutschland 
ist in seinen Finanzbeziehungen ziem-
lich kompliziert. Bund, Länder und 
Kommunen sind zwar eigenständige 
und unabhängige Einheiten, doch sind 
sie (bewusst!) so verfl ochten, dass sie 
zusammenarbeiten müssen. Und in 
keinem politischen Feld ist eine Koope-
ration so mühsam, die Auseinanderset-
zung so emotional, wie wenn es ums 
Geld geht. 

So war es auf den zweiten Blick doch 
nicht so verwunderlich, dass sich hinter 
der Diskussion des Managerkreises zur 
Zukunft der Kommunalfi nanzen eine 
erfrischende Auseinandersetzung ver-
barg.  Denn am Ende drehe sich doch 
alles um Fußball, behauptete die Ober-
bürgermeisterin von Chemnitz Barbara 

Ludwig. Als sie 2006 das Rathaus über-
nahm, haben sie die großen Emotio-
nen, die Fußball bei den Bürgern aus-
löst, überrascht. Heute gäbe es auch 
kaum noch ein anderes gesellschaftli-
ches Thema, das so viele unterschied-
liche Gruppen begeistern kann: Junge 
und Alte,  Zugezogene und Alteinge-
sessene, Arbeiter und Akademiker.  
Da macht der Neubau eines Fußball-
stadions eben doch den Unterschied. 

Was gehört zur Daseinsvorsorge, 
die jedem Bürger garantiert sein muss?  
Ist es auch die Bibliothek, der Zoo, das 
Schwimmbad? Barbara Ludwig räum-
te ein, dass fast alle Oberbürgermeister 
meinen, ihre „Stadt sei viel zu groß für 
das kleine Budget“ und es immer „viel 
mehr Ideen als Geld dafür“ gibt. Aller-
dings reicht es wirklich nicht, nur das 
allgemeine Minimum abzudecken. Wie 
entscheidend die „weichen Standort-
faktoren“ sogar für Unternehmen sind, 
unterstrich Rainer Kambeck. Neben der 
Gewerbesteuer als für die Ansiedlung 
wichtigen Punkt, verfügbaren Fachkräf-
ten und notwendiger Infrastruktur, ach-
ten Unternehmen immer mehr darauf, 
was den Mitarbeitern vor Ort an guten 
Schulen, Kulturangebot usw. zur Verfü-
gung steht. 

Von Fußball und Kommunalfi nanzen 
Wenn man wissen will, wie es Deutschland im Großen geht, muss man sich 

Deutschland im Kleinen anschauen. Denn die politische Lage unseres Landes 
lässt sich am besten an der Stimmung in den Rathäusern und Gemeinden 

ablesen – dort, wo die Politik unmittelbar auf den Menschen trifft und wo die 
Entscheidungen fühlbar werden: vor unserer Haustür.

v. l. n. r: Rainer Kambeck, Miriam Beul-Ramacher, Barbara Ludwig, Hans Eichel

Volker Halsch
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Nur bleibt die Frage: Wer soll das be-
zahlen und wie? Wozu gibt es Kassen-
kredite, den Dispo für den Kämmerer?  
Ist ein Bau auf Pump eine Alternative? 
Das sei kein Problem, sofern mit dem 
Geld solide Investitionen (wie etwa 
eine Schule oder eben ein Fußballsta-
dion) getätigt, also Werte geschaffen 
werden, so Hans Eichel. Sehr ernst 
werde die Lage jedoch, wenn Kommu-
nen immer weitere Kredite aufnehmen 
müssten, um überhaupt ihre laufenden 
Ausgaben zu decken. Damit werde ein 
Teufelskreis in Gang gesetzt, der mitt-
lerweile viele Städte und Gemeinden in 
Deutschland trifft. 

Hiervor warnte auch Volker Halsch 
gemeinsam mit anderen Teilnehmern 
der Diskussion: „Wir müssen unsere 
Kommunen wieder zukunftsfähig ma-
chen! Dies geht nur mit einem Bündel 
von Maßnahmen, die aufeinander ab-
gestimmt sind und alle Entscheidungs-
ebenen, also Kommune, Land und 
Bund, mit einschließt“. Was das konkret 

bedeutet, ergänzte Barbara Ludwig: 
Eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
mit der Kommunalaufsicht sei eben-
so entscheidend wie der regelmäßige 
Austausch mit den Bürgerinnen und 
Bürgern. Finanzielle Einschnitte seien 
immer hart, aber wer versteht warum 
und welche Alternativen zur Auswahl 
stehen (oder eben nicht), der könne 
damit besser umgehen. Akzeptanz für 
das eigene Sparprogramm gehe nur im 
gemeinsamen Dialog. Und auch Bür-
germeisterinnen lernten immer neu 
dazu, so Ludwig. Fußball ist eben mehr 
als nur ein Sport. 

Das Thema Kommunalfi nanzen wurde 
auch am 18. März 2014 im Manager-
kreis Rhein-Main in Frankfurt und im Re-
gionalkreis NRW am 20. März 2014 in 
Düsseldorf diskutiert.

 http://library.fes.de/pdf-fi les/manager-
kreis/10397-20131211.pdf

Am 18. März 2014 luden der  Managerkreis Brüssel 
und das Europabüro der Friedrich-Ebert-Stiftung Ver-
treterinnen und Vertreter von Wirtschaftsverbänden, 
Gewerkschaften, Nicht-Regierungs-Organisationen, 
der Europäischen Kommission und dem Europäischen 
Parlament ein, um über das geplante Freihandelsab-
kommen TTIP zu diskutieren.

Das Anliegen der Veranstaltung war es, jenseits der stark pola-
risierten öffentlichen Debatte zum TTIP die Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede zwischen den jeweiligen Positionen präziser 
herauszuarbeiten. Neben der detaillierten Diskussion über kon-
krete Verhandlungspunkte wie dem umstrittenen Investoren-
schutz, der Harmonisierung von Regulationen und den Auswir-
kungen des Freihandelsabkommens auf Wirtschaftswachstum 
und Beschäftigung standen  auch die Vorwürfe um die man-
gelnde Transparenz und Öffentlichkeit der Verhandlungsfüh-
rung im Mittelpunt des Abends. Als Impulsgeber waren folgen-
de Gäste geladen: Bernd Lange, Mitglied des Europäischen 
Parlaments, Peter Chase, Vice President Europe US Chamber of 
Commerce, Reinhard Quick, Director of the EU Offi ce VCI und 

Tom Jenkins, External Relations Coordinator, European Trade 
Union Congress.

Einerseits wurde festgestellt, dass die Verhandlungen über 
das Freihandelsabkommen im Vergleich zu früheren schon 
jetzt sehr viel transparenter geführt werden. Es sei aber zu 
erheblichen Missverständnissen in der Bevölkerung in Bezug 
auf konkrete Inhalte gekommen. Andererseits forderten eini-
ge Sprecherinnen und Sprecher, die jeweiligen Positionen 
der EU und der USA so weit publik zu machen, dass auch das 
Europäische Parlament und die Zivilgesellschaft von vornher-
ein signifi kanten Einfl uss auf den Verhandlungsverlauf aus-
üben können. 

Im Sinne des Veranstaltungsthemas stellte sich deshalb die 
Frage, ob und wie weitere politische und soziale Akteure in 
den Prozess mit einbezogen werden sollen. Es wurde die Emp-
fehlung ausgesprochen, von einer polarisierenden Zustim-
mungs- oder Ablehnungshaltung gegenüber der gesamten 
Verhandlungsmasse abzusehen und zu einer „sektoralen“ 
Herangehensweise überzugehen. Dadurch sei es möglich, die 
Kosten und Gewinne einzelner Kapitel des Abkommens für 
verschiedene Wirtschaftssektoren und soziale Gruppen besser 
einzuschätzen und abzuwägen. 

Von dem Ziel eines umfassenden Freihandelsabkommen 
rückten die meisten Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 
Runden Tisches indes ab.

“The Transatlantic Trade and 
Investment Partnership: How to 
give civil society a stronger voice?”

Bertram Hilgen, OB 

http://library.fes.de/pdf-files/managerkreis/10397-20131211.pdf
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„Die Geheimverhandlungen haben 
maßgeblich zu den Verschwörungsthe-
orien beigetragen und zu einer breiten 
Ablehnungshaltung in der Bevölkerung 
geführt“, so der stellvertretende Frakti-
onsvorsitzende der SPD Hubertus Heil 
auf einer Podiumsdiskussion des Ma-
nagerkreises am 5. Juni 2014 in Berlin. 
Insbesondere die Schutzklauseln für 
Investoren sind aus demokratischen 
Gründen sehr fragwürdig, zumindest, 
wo es sich wie in diesem Fall um zwei 
entwickelte Rechtssysteme handelt. 
Weitere Gäste auf dem Podium waren 
Karl-Ludwig Kley, Präsident des Verban-
des der Chemischen Industrie, Stefan 
Körzell, Mitglied im geschäftsführen-

den DGB Bundesvorstand+ 
Mit dem Verweis auf die histori-

sche Entwicklung und Notwendigkeit 
solcher Abkommen bei Staaten mit 
fragilen Rechtssystemen, wurde die 
Sinnhaftigkeit eines Instruments wie 
das TTIP grundsätzlich nicht in Fra-
ge gestellt. Gerade mit Blick auf die 
bisherigen Erfahrungen in Ägypten, 
Ecuador, aber auch Australien müssen 
solche Abkommen jedoch kritisch auf 
ihre Wirkung überprüft werden. Man 
solle daher überlegen, so der Bun-
destagsabgeordnete Bernd Westphal, 
ob nicht alternative Regelungen - wie 
der OECD-Investitionskodex - für Ab-

kommen zwischen Industriestaaten 
mit qualitativen Rechtssystemen aus-
reichen. Zumal bereits heute die Ur-
teile von US-Gerichten gefürchtet sind 
und Unternehmen weltweit zu strikten 
Compliance-Regeln gezwungen haben. 
Damit wird auch deutlich, dass es bei 
Handelsabkommen längst nicht mehr 
um den reinen Abbau von Zöllen geht, 
sondern nicht-tarifäre Handelshemm-
nisse einen Großteil der Verhandlungen 
ausmachen. Es geht damit um Stan-
dards, Regularien und Zulassungen zu 
den jeweiligen Märkten. 

Gerade für kleine und mittlere Unter-
nehmen, den deutschen Mittelstand, 
sind die Kosten für die unterschiedlichen 

Brauchen wir TTIP? 
Erwarten uns mit dem transatlantischen Freihandelsabkommen goldene Zeiten 
wirtschaftlichen Aufschwungs, eine Ära neuen Wohlstands, oder droht der Unter-
gang des Abendlandes, mit Chlorhühnern als Reitern der Apokalypse? Die Antwort 
ist einfach: weder noch. Wir wissen es einfach nicht. Der Grund dafür sind man-
gelnde Information und Transparenz darüber, was genau verhandelt wird.

v. l. n. r: Karl-Ludwig Kley, Ludger Vielemeier, Hubertus Heil, Stefan Körzell
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Zulassungsverfahren in Europa und den 
USA das Haupthindernis für eine weite-
re Expansion nach Amerika. Hier aber, 
zumindest im Pharmabereich, würden 
die höchsten Preise für innovative Pro-
dukte gezahlt, so Karl-Ludwig Kley. Die 
Belastung durch externe Prüfungen 
und die juristischen Feinheiten würden 
die Ressourcen der KMU übersteigen 
und sie damit am Markteintritt hindern. 
Die gegenseitige Anerkennung von Zu-
lassungen und Vereinfachungen wären 
daher eine große Erleichterung für den 
Mittelstand und würden Wachstums-
impulse erzeugen.

Diese Einschätzung wird vom DGB 
geteilt, jedoch dürfen keine überzo-
genen Erwartungen an die Zuwächse 
gestellt werden. „Mitunter hat ein lan-
ger Winter größeren Einfl uss auf die 
Produktion als TTIP“, so die Einschät-
zung von Stefan Körzell. Viel schwer-
wiegender beurteilt er hingegen die 

Auswirkungen auf Arbeitnehmerrech-
te in Deutschland und Europa. Bei so 
unterschiedlichen Wirtschaftskulturen, 
insbesondere im Bereich der Mitbe-
stimmung und der internationalen Ar-
beitsnormen, kann eine Angleichung 
nur langfristig erfolgen. Zum Stand 
Juni 2014 und den derzeit verfügbaren 
Informationen muss TTIP daher abge-
lehnt werden. Grundsätzlich aber soll 
man Verhandlungen dieser Art konst-
ruktiv nutzen, um für die bewährte So-
zialpartnerschaft zu werben. Dies mag 
Verhandlungsprozesse verlängern, die 
Beteiligung aller betroffenen Akteure 
zahle sich jedoch aus. Die Bedenken 
möglicher Benachteiligter zu ignorie-
ren, führt nur zu einer Radikalisierung 
dieser Gruppen. Was dies bedeuten 
kann, hat zuletzt das Ergebnis der Eu-
ropawahl gezeigt. Oder wie Hubertus 
Heil zusammenfasst: Es darf keine Au-
tomatismen geben. 

Ein Video von der Veranstaltung am 
5. Juni 2014 fi nden Sie hier:

http://www.youtube.com/watch?
v=oPucdH3fR5A&feature=youtu.be

http://www.youtube.com/watch?v=oPucdH3fR5A&feature=youtu.be
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Bereits im März 2013 hatten die 
Abgeordneten Carsten Schnei-
der und Lothar Binding auf 
Einladung der Friedrich-Ebert-
Stiftung mit führenden Spitzen-
vertretern der Europäischen Zen-
tralbank EZB und der Deutschen 
Bundesbank über die Ausgestal-
tung eines europäischen Auf-
sichts- und Abwicklungsregimes 
für Banken diskutiert. Nun, ein 
Jahr später und nach einem 
langen Verhandlungsmarathon 
zwischen Europäischer Kommis-
sion, Europäischem Rat und dem 
Europäischen Parlament liegen 
die politischen Einigungen für 
die Bankenunion vor. Kann die-
ses Vorzeigeprojekt der Europäi-
schen Union ein geeignetes Ins-
trument gegen neue Krisen sein 
oder bleibt es am Ende nur ein 
Versprechen?

Gemeinsam mit dem stellvertreten-
den SPD-Fraktionsvorsitzenden Cars-
ten Schneider, der Vorsitzenden des 
Finanzausschusses des Deutschen Bun-
destages Ingrid Arndt-Brauer sowie 
den Abgeordneten Lothar Binding und 
Manfred Zöllmer diskutierten Banken-
vertreter und Finanzexperten in einem 
Fachgespräch des Managerkreises am 4. 
April 2014 über die Auswirkungen der 
Bankenunion für den deutschen Markt. 

Der Teufel dieses Regelwerks steckt 
im Detail und die technischen Um-

setzungsmodalitäten sind noch 
nicht endgültig geklärt, beispiels-
weise die Frage, nach welchen Kri-
terien Finanzinstitute in den Ban-
kenabwicklungsfonds einzahlen 
müssen: Soll eine solche Banken-
abgabe nach Höhe und Volumen 
der Einlagen erfolgen oder doch 
eher nach Risikoklasse? Sind sol-
che Abgaben als Betriebsausgabe 
steuerlich absetzbar? Auch die va-
gen Ausnahmeregelungen für den 
Bail-In wurden von einigen Mitglie-
dern des Managerkreises kritisch 
hinterfragt, besonders mit Blick auf 
die gesicherten Einlagen. Ausnah-
meregelungen und verschiedene 
Zuständigkeiten würden Regulie-
rungsarbitrage befördern. 

Immerhin aber, so die einhelli-
ge Meinung der Runde, sei in den 
letzten vier Jahren durchaus viel 
für eine europäische Finanzmarkt-

regulierung auf den Weg gebracht 
worden. Nun beginne der konkrete 
Aufbau der neuen Aufsichts- und Ab-
wicklungsregeln. Eine seriöse Auswer-
tung der getroffenen Maßnahmen und 
Aufsichtsregelungen sei allerdings erst 
ab 2019 sinnvoll, wenn alle Instrumen-
te und Gremien voll einsatzfähig sind. 
Und wenn vorher bereits die nächste 
Krise ausbricht? Die Feuerprobe wird es 
zeigen. Denn jede Krise ist anders und 
nur eines ist gewiss: Brüsseler Verhand-
lungsnächte sind lang…

Die europäische Bankenunion – 
Mehr als ein Placebo?

Nach fünfjährigen Verhandlungen ist die europäische Bankenunion beschlos-
sene Sache. Doch statt einheitlicher Regeln für die gesamte Europäische Union 
gibt es unterschiedliche Anwendungsbereiche für unterschiedliche Länder und 
Banken. Eine genuin europäische Lösung war ohne Vertragsänderungen nicht 
zu erzielen, die Sollbruchstellen der Bankenunion sind damit programmiert. 

Ist die Bankenunion nur ein Placebo?

Autoren:
Asmus Angelkort

Harald Noack

Angelkort, Asmus; Noack, Harald
Ist die Bankenunion nur ein Placebo?
Autoren: Asmus Angelkort; Harald Noack. 
Berlin: Friedrich-Ebert-Stiftung, Zentrale 
Aufgaben, 2014. – 19 S. = 2 MB PDF-File.
(Positionspapiere des Managerkreises)
Electronic ed.: Berlin: FES, 2014
ISBN 978-3-86498-829-5

 http://library.fes.de/pdf-fi les/manager  
      kreis/10613-20140404.pdf

http://library.fes.de/pdf-files/managerkreis/10613-20140404.pdf
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Nordrhein-Westfalen ist als bevölke-
rungsreichstes Bundesland auch ei-
nes der verkehrsreichsten. Ein dichtes 
Netz von Wasserwegen, Schienen und 
Straßen bewältigt Tag für Tag enorme 
Personen- und Warenströme. Sechs 
Flughäfen bieten über 400 internati-
onale Direktfl üge an. Der größte Bin-
nenhafen der Welt befi ndet sich in 
Nordrhein-Westfalen, in Duisburg. 

Dank einer engmaschigen Infra-
struktur ist Nordrhein-Westfalen Eu-
ropas größter Absatz- und Beschaf-
fungsmarkt. Doch ein großer Teil der 
Infrastruktur ist marode. Straßen, Brü-
cken und Schienenwege haben enor-
men Investitionsbedarf. Wie kann es 
NRW schaffen, durch gezielte Investiti-
onen ein starker Partner der Wirtschaft 
zu bleiben? Über diese Frage diskutier-
ten die Mitglieder des Managerkreises 
NRW am 8. April 2014 mit Michael 
Groschek, Minister für Bauen, Woh-

nen, Stadtentwicklung und Verkehr des 
Landes Nordrhein-Westfalen. Rund 150 
Gäste waren gekommen. Der Minister 

stellte die besonderen Herausforderun-
gen des Landes dar und beschrieb die 
wichtigsten zukünftigen infrastruktu-
rellen Projekte, damit das Industrieland 
langfristig wettbewerbsfähig bleibt. 
Der Investitionsstau im Straßen- und 
Schienenbereich sei ein ernstzuneh-

mendes Problem. Man müsse ehrlich 
sein und dürfe nicht über Jahrzehnte 
Neubauprojekte versprechen, die un-
realistisch seien. Vielmehr müssen die 
vorhandenen Verbindungen saniert 
und leistungsfähiger gemacht werden, 
betonte Michael Groschek.

Athanasios Titonis, Technischer 
Geschäftsführer des Flughafens Köln 
Bonn und Karl Michael Mohnsen, 
Vorstandsvorsitzender der TX Lo-
gistik AG, beschrieben die aus ihrer 
Sicht drängendsten Probleme. Neben 
den verkehrs- und infrastrukturellen 
Rahmenbedingungen seien für sie 
auch die gesetzlichen Vorgaben wie 
z.B. Nachtfl ugverbote und eine Ener-
giewende, die nicht die Existenz der 
Unternehmen gefährde, wichtig. In 
einem Industrieland müsse man auch 
um Akzeptanz von Verkehren und den 
damit einhergehenden Belastungen 
für die Bevölkerung werben. 

„An allen bedeutenden Stadtgestaltun-
gen – ob in China oder im arabischen 
Raum – ist er beteiligt gewesen.“ Kaum 
einer fühle sich so berufen wie Albert 
Speer, Veränderungen im Bestehenden 
vorzunehmen. Ihm sei es maßgeblich 
zu verdanken, dass Frankfurt zu einer 
der schönsten und lebenswertesten 

Städte Deutschlands geworden sei, so 
Florian Gerster, Vorsitzender des Mana-
gerkreises Rhein-Main.

Heute verbindet Speer eine jahr-
zehntelange Hommage mit der Stadt. 
Lebendig erinnerte er an die Main-Me-
tropole der Nachkriegsjahre: „Frankfurt 
war damals ein ziemlicher Schock.“ 

Nach dem Studium an der Isar arbeitete 
sich der junge Architekt von Frankfurt 
aus systematisch hoch. „Ich habe mir 
damals gesagt, wenn Du in München 
bleibst, wird aus dir nie was.“ 

Unter Pseudonym nahm er an ver-
schiedenen Wettbewerben teil und ge-
wann 1964 seinen ersten Preis für die 

Infrastrukturinvestitionen in NRW – 
Grundlage der wirtschaftlichen Entwicklung?

„Stillstand bedeutet Rückstand“: 
Lebensqualität Rhein-Main
Seit über 50 Jahren lebt und arbeitet der Stararchi-
tekt und Städteplaner Albert Speer in Frankfurt – 
in der kleinen Metropole am Main, die sich so rasant 
entwickelt wie keine andere westdeutsche Stadt. 
Am 9. April 2014 war er zum Auftakt einer 
Diskussionsreihe zur Frage, wie unsere Metropol-
regionen von morgen gestaltet sein sollen, zu Gast 
beim Managerkreis Rhein-Main.

Michael Groschek

Albert Speer
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Bahnhofsverlegung in Ludwigshafen. 
Im selben Jahr gründete Speer in Frank-
furt sein eigenes Büro. Der internatio-
nale Durchbruch gelang wenige Jahre 
später durch König Idris von Libyen. In 
den 70er Jahren plante Speer das Dip-
lomatenviertel von Riad. 

Bis dato entwirft er in seiner Firma 
„Speer und Partner“ die Welt von mor-
gen und entwickelt Konzepte für Me-
ga-Citys und Metropolregionen. Was 
ihn kennzeichnet, sind der Mut zum 
Risiko und seine anhaltende Mobilität, 
ein Höchstmaß an Internationalität und 
die Offenheit gegenüber anderen Men-
schen und Landschaften.

Vor rund 130 Mitgliedern des Ma-
nagerkreises skizzierte der Architekt 
Leitplanken für die Lebensqualität in 
Frankfurt Rhein/Main. In der Metropole 
gäbe es heute eine positive Allianz aus 
Ökonomie, Bildung, Innovation und In-
ternationalismus. Nicht zuletzt deshalb 
habe Frankfurt laut einer aktuellen 
Umfrage den ersten Platz unter den 30 
bedeutendsten Städten in Deutschland 
eingenommen.

Lebensqualität und Nachhaltigkeit 
gehören für Speer untrennbar zusam-
men. Da Stadtentwicklung ein äußerst 
bürokratischer und technokratischer 
Vorgang sei, müsse die neue Planung 
emotionaler werden. „Es geht vor al-
lem um die Frage, wie die Bürger er-

reicht werden“, betonte er mit Nach-
druck. Denn eine Stadt sei immer das 
Abbild einer Gesellschaft. 

Als gelungenes Beispiel für das Ver-
zahnen von Lebensqualität und Nach-
haltigkeit nannte der Städteplaner das 
Europaviertel auf dem alten Güterbahn-
hof zwischen Messe und Innenstadt. 
Dort wächst derzeit ein neues Zentrum 
für mehr als 13.000 Menschen. „Aus 
einer toten, abgegrenzten Stadt wird 
ein lebendiger Stadtteil.“

Insgesamt lebe die Rhein-Main-Re-
gion von den kleinen und mittelgro-
ßen Städten und deren bürgerlicher 
Geschichte. Alleine sei Frankfurt viel 
zu klein, um sich zu positionieren und 
weiterzuentwickeln. Deshalb bedürfe 
es einer steten Veränderung. „Still-
stand bedeutet Rückstand“, kritisierte 
der vitale 80-Jährige. Ein Nachteil der 
Metropolregion sei jedoch, dass sie 
sehr zersplittert ist und politisch nicht 
mit einer Stimme redet. „Das muss sich 
ändern!“ 

Der international renommierte Ar-
chitekt warnte vor einer Zersiedelung 
der Landschaft und plädierte für einen 
sparsamen Umgang mit Boden. Woh-
nen in städtischer Atmosphäre ist sein 
Credo für die Zukunft. Deshalb macht 
er sich für attraktive Wohnhochhäuser 
auch in der Bürostadt Niederrad stark. 
Seine Vision: die Entwicklung von der 

„green capital“ zur „european green 
region“.

„Frankfurt für alle“ heißt Speers be-
kannte Studie. Sie enthält Handlungs-
perspektiven für die internationale Bür-
gerstadt bis 2030. Für den Architekten 
in der vierten Generation ist sie die 
Blaupause der künftigen Stadtentwick-
lung. Große Zukunftsprobleme könn-
ten nur ganzheitlich gelöst werden, in-
dem Politik, Verwaltung, Industrie und 
Bürger an einem Strick ziehen, lautet 
die Forderung. Was fehlt, sei ein ge-
meinsamer Zukunftsrat Rhein/Main für 
einen Zeithorizont von 20 Jahren.

Nach wie vor ist Speer weltweit im 
Einsatz. Seine Pläne prägen die Stadt-
bilder von Alexandria und Shanghai. 
Mit dem Blick von außen bewertet er 
die Herausforderungen in Deutschland. 
„Wenn ich sehe, mit welcher Intensität 
wir diskutieren und nicht diskutieren, 
dann fühle ich mich manchmal wie auf 
einer Insel der Seligen. Mit zu viel Geld 
wird zu viel Blödsinn gemacht“.

Am Ende der Veranstaltung stimm-
ten Albert Speer und Florian Gerster 
überein, dass Frankfurt Rhein-Main 
auf Dauer mit anderen internationa-
len Metropolen konkurrieren kann, 
wenn Dynamik auch weiterhin die vor-
herrschende Konstante bleibt. Stete 
Entwicklung im Bestehenden mache 
Frankfurt lebens- und liebenswert.
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„Hatten Sie in der letzten Woche Spaß 
bei der Arbeit? Hatten Sie während der 
letzten 30 Tage drei oder mehr Tage, 
an denen der Arbeitsstress dazu ge-
führt hat, dass Sie sich schlecht gegen-
über Ihrer Familie oder Ihren Freunden 
verhalten haben?“ Mit diesem Auszug 
aus dem Fragenkatalog von Gallup be-
gann eine intensive Diskussion in der 
Unternehmensfi liale am Berliner Gen-
darmenmarkt über den Stellenwert 
des Einzelnen im Unternehmen und 
im Team.    

Warum ist der Anteil von weibli-
chen und internationalen Fachkräften 
in Deutschland weiterhin so erschre-
ckend gering? Warum geben über 67 
Prozent aller Mitarbeiter an, nur noch 
Dienst nach Vorschrift zu tun? Ständi-
ge Erreichbarkeit, Stress und Burn-Out 
werden zwar regelmäßig thematisiert, 
jedoch als Arbeitsbelastung und nicht 
als Ausdruck unzureichender Teamfüh-
rung und mangelnder Mitarbeitermo-
tivation. Viele Arbeitnehmer steigen 
hochmotiviert in ein Unternehmen ein, 
werden dann aber zunehmend desillu-
sioniert. Schuld ist oft der direkte Vor-
gesetzte – wie der Gallup Engagement 
Index ermittelt hat.

Personalarbeit in Deutschland wird 
häufi g als Verwaltung von Lohnsteu-
erabrechnungen und Urlaubsanträ-
gen begriffen, so die Gallup-Berater. 
Häufi g wird dabei auf externe Dienst-

leister und Recruiting-Agenturen zu-
rückgegriffen.  Eine professionelle Per-
sonalführung und -entwicklung muss 
jedoch nah an den Bedürfnissen der 
einzelnen Mitarbeiter und des jeweili-
gen Arbeitsumfeldes ausgerichtet wer-
den. Der Angestellte ist mehr als ein 
bloßes Asset. Anerkennung wird zum 
zentralen Baustein eines motivierten 
und damit produktiven Teams. Damit 
bildet die Personalpolitik den Kern je-
der  strategischen Unternehmensfüh-
rung. Ein einfaches „Guten Morgen. 
Geht es Ihnen gut? Schön, dass Sie da 
sind.“ kann mehr bewegen als jedes 
Teambuilding oder jede Fortbildung, so 
die Gutachter von Gallup. 

Wie kulturübergreifende Studien 
gezeigt haben, besitzen alle Men-
schen ähnliche Grundbedürfnisse.  Ein 
wertschätzendes soziales Umfeld trägt 
daher nicht nur im privaten, sondern 
auch im berufl ichen Kontext maß-
geblich zur eigenen Motivation bei. 
Es geht nicht darum, Arbeit nur noch 
unter dem Aspekt des well-being und 
feel-good zu verstehen, betonten die 
Berater. Es wird immer stressige und 
manchmal unangenehme  
Tätigkeiten im Arbeitsbe-
reich geben. Arbeit ist auch 
Pfl icht und nicht immer 
selbstbestimmt. Am Ende 
geht es auch um Produkte 
und Dienstleistungen, die 

verkauft werden und Unternehmens-
gewinne, die den eigenen Fortbestand 
sichern sollen. 

Der Unterschied besteht allerdings 
im sozialen Umgang miteinander inner-
halb der Hierarchie und im Team. Kom-
munikation ist entscheidend und hier 
kann Deutschland beispielsweise von 
den USA lernen, die eine stärker auf 
die Person ausgerichtete Kultur der An-
sprache aufweisen. Diese werde zwar 
aus deutscher Sicht häufi g als ober-
fl ächlich wahrgenommen, eine lang-
fristige Ausrichtung auf „Life, Liberty 
and the Pursuit of Happiness“ zeige 
aber signifi kante Unterschiede in der  
Mitarbeitermotivation und in der emo-
tionalen Bindung an die eigene Arbeit.  
Eine funktionale Arbeitsteilung und 
auch Hierarchien werden damit nicht in 
Frage gestellt. Es geht vielmehr darum, 
die Kompetenzen des Einzelnen stärker 
in das Gesamtsystem zu integrieren, 
individuelle Stärken zu fördern, Raum 
für eigene Ideen zu geben und schließ-
lich Vertrauen herzustellen für eine 
produktive Zusammenarbeit sowohl für 
Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer.

Das Streben nach Glück und Produktivität
Vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels wird die Qualität der Personal-
führung immer wichtiger: Wie schaffen es Geschäfts- bzw. Personalführungen, 
ihre Mitarbeiter zu binden und Fluktuation zu vermeiden? Mit diesem Thema 
beschäftigt sich das Markt- und Meinungsforschungsinstitut Gallup, das einmal 
jährlich eine Befragung zur Stärke der emotionalen Bindung deutscher Arbeit-
nehmer durchführt und den Gallup Engagement Index erstellt. 

Im Rahmen eines Jour Fix hatten die Mitglieder des Managerkreises Berlin-Bran-
denburg am 8. Mai 2014 Gelegenheit, diesen näher kennenzulernen.
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Einen Einstieg in das Thema lieferte Oli-
ver Schmolke, Abteilungsleiter Leitung 
und Planung im Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie, der in sei-
nem Buch „Zur Freiheit. Ein linkslibe-
rales Manifest“ das Bild eines moder-
nen Sozialliberalismus zeichnet.  Viel 
zu häufi g wird die Debatte über das 
Verhältnis von Staat und Markt stark 
ideologisiert geführt: als überspitzte 
Gegenüberstellung zweier Denk- und 

Politikrichtungen. Beide Begriffe sind 
aber lediglich Instrumente zur Umset-
zung politisch-gesellschaftlicher Wer-
te, die diesen zugrunde liegen. Frei-
heit und Sicherheit hingegen sind die 
zentralen Leitbilder der aufgeklärten 
Gesellschaft, die die Gleichheit aller 
Menschen zur Grundlage hat. 

Freiheit in liberaler Lesart ist die 
Auffassung, dass jeder Mensch am 
besten weiß, was er kann und wie er 

sein Leben am besten gestaltet, um 
sein individuelles Glück zu erreichen. 
Die soziale Strömung der Arbeiterbe-
wegung ergänzt, dass hierfür auch die 
Freiheit von gesellschaftlichen und vor 
allem ökonomischen Zwängen nötig 
ist. Der aufgeklärte Bürger ist frei von 
Klassenzugehörigkeit und Religion 
oder anderen Gesellschaftszwängen.
Ähnlich verhält es sich mit dem Begriff 
der Sicherheit. Im liberalen Verständnis 

Im Zweifel für die Chancengleichheit
«Die Freiheit ist das Wichtigste». Dieses Zitat, das man heute wohl eher der FDP 
zuordnen würde, stammt von Willy Brandt und zeigt, wie sehr sich liberale und 
soziale Bewegung auseinander bewegt haben. Dass sowohl FDP als auch SPD 
jedoch auf eine sozialliberale Tradition zurückschauen können, die sie stärker 

verbindet, als sich vermuten lässt, war zentrale Erkenntnis einer Diskussion des 
Managerkreises Rhein-Main am 12. Juni 2014.

Oliver Schmolke zu Gast beim Managerkreis Rhein-Main
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vor allem als Schutzrecht gegen-
über staatlicher Willkür verstanden, 
steht damit die Unversehrtheit der 
eigenen Person und des Eigentums 
im Mittelpunkt. Die sozialdemo-
kratische Ergänzung hierzu lautet: 
Sicherheit als Absicherung vor der 
wirtschaftlichen Ausbeute, vor der 
sozialen Ausgrenzung und schließ-
lich Sicherheit als Schutz der Würde 
des Menschen.

Ausgehend von der freiheitlich-
demokratischen Emanzipationsbe-
wegung des neunzehnten Jahrhun-
derts und der Arbeiterbewegung 
mit dem Streben einer freien und 
aufgeklärten Gesellschaft, gibt es 
also so etwas wie eine gemeinsame 
sozial- und liberaldemokratische 
Tradition. Dieses historische Erbe ist 
jedoch im Verlauf der letzten Jah-
re bzw. Jahrzehnte aus dem Blick 
geraten. Die soziale und liberale 
Bewegung haben sich auseinander 
entwickelt.

Sowohl die soziale wie auch die 
liberale Demokratie sind sich jedoch 
einig, dass Freiheit und Sicherheit 
ständig neu in Einklang gebracht 
werden müssen. Chancengleichheit 

bzw. -gerechtigkeit stehen damit 
im Fokus beider Strömungen. Auch 
die Idee des fairen Wettbewerbs 
und damit eines geregelten Mark-
tes sind für beide Seiten Ausdruck 
einer Ordnung, die allen Menschen 
gleiche Chancen ermöglichen soll. 
Bildung und sozialer Aufstieg sind 
dabei ganz wesentliche Vorausset-
zungen. 
Interessanterweise, so das Fazit der 
Diskussion, zeigt sich gerade mit der 
Digitalisierung unserer Gesellschaft, 
wie aktuell das sozial-liberale Mo-
dell sein kann. Mit den Diskussio-
nen zum Datenschutz, zur Markt-
stellung von google aber auch nach 
dem Gesellschaftsbild des neuen, 
digitalen Unternehmertums werden 
die Koordinaten von Freiheit und 
Sicherheit, von Humanisierung und 
Recht neu vermessen. Dabei zeigen 
sich neue bzw. alte Schnittpunkte 
des Liberalen und Sozialdemokrati-
schen. Die digitale Emanzipation ist 
im vollen Gange, um das zu schüt-
zen, was uns Internet und Aufklä-
rung versprochen haben: Freiheit, 
Gleichheit und die Möglichkeit, die 
Welt zu verändern.

Familienfreundliche 
Unternehmen

Die Ministerin Ute Schäfer war am 
8. Mai 2014 zu einem Hintergrund-
gespräch beim Managerkreis NRW 

zu Gast.

Das Verständnis der Unternehmen für 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
nimmt kontinuierlich zu. Viele Beschäf-
tigte mit Kindern oder pfl egebedürfti-
gen Angehörigen wünschen sich Unter-
stützung durch den Betrieb, um Familie 
und Karriere erfolgreich vereinbaren zu 
können. Besonders familienfreundliche 
Unternehmen sind einer Studie des Ins-
tituts der deutschen Wirtschaft Köln zu-
folge zudem wirtschaftlich erfolgreicher 
als andere Firmen. Wie kann Politik die 
Rahmenbedingungen gestalten, um Un-
ternehmer und Unternehmen in diesen 
Anstrengungen zu unterstützen?

Ute Schäfer,  Ministerin für Familie, 
Kinder, Jugend, Kultur und Sport des 
Landes Nordrhein-Westfalen, beschrieb 
die veränderten Rahmenbedingungen 
für die Unternehmen, die es notwen-
dig machen, qualifi zierten Fachkräften 
Angebote für eine verbesserte Verein-
barkeit von Familie und Beruf zu ma-
chen. Das Bedürfnis nach Karriere und 
Kinder würde stetig wachsen. Neben 
dem Ausbau von Qualität und Quan-
tität der Kinderbetreuung stünden 
dabei vor allem fl exible Arbeitszeitmo-
delle mit Teilzeit für beide Partner im 
Vordergrund. Unternehmen könnten 
unterstützend Hilfe leisten. Auch die 
organisatorischen Rahmenbedingun-
gen im Betrieb seien äußerst wichtig. 
So sei es möglich, Meetings nicht in die 
Abendstunden zu legen oder einen Be-
triebskindergarten einzurichten.

Mitglieder des Managerkreises be-
richteten über die Erfahrungen in ihren 
Unternehmen und in ihrem eigenen 
Berufsleben und diskutierten mit der 
Ministerin über wichtige Punkte, bei de-
nen auch die Politik unterstützend tätig 
sein könne.

Zur Freiheit 
Ein linksliberales Manifest
Oliver Schmolke
122 Seiten 
vorwärts verlag
ISBN 978-3-86602-756-5
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Fachkräftemangel oder 
Überakademisierung? 
Der zukünftige Bildungsbedarf aus 
Sicht der Unternehmen

Wirtschaft und Gesellschaft brauchen 
hoch qualifi zierte Fachkräfte. Aber 
sind die weitere Akademisierung von 
Ausbildungsgängen und die gene-
relle Ausweitung des Studienangebots 
wirklich die richtige Antwort? Welche 
Bedeutung soll zukünftig die duale 
Ausbildung haben? Wie kann ein un-
produktiver Wettbewerb zwischen 
Hochschulbildung und berufl icher 
Ausbildung vermieden werden? Wie 
stellt sich der zukünftige Bildungsbedarf 
aus Sicht der Unternehmen dar?

 http://library.fes.de/pdf-fi les/manager
      kreis/10752.pdf

Industriepolitik für Europa – 
Chancen für einen neuen 
Wachstumspfad

Mit dem Aufruf Europa zu re-indus-
trialisieren reagierte die Europäische 
Kommission letztes Jahr auf Probleme, 
die durch die Wirtschaftskrise offen-
sichtlich wurden. In vielen Regionen 
in Europa fehlt die industrielle Basis. 
Die Re-Industrialisierung Europas ist 
ein entscheidender Baustein für das 
zukünftige Wachstum in Europa. Um 
im Zuge der Globalisierung in Zukunft 
noch eine bedeutende Rolle in der 
Welt zu spielen, muss die industrielle 
Wettbewerbsfähigkeit Europas erhöht,
die Innovationskraft gestärkt und die

 http://library.fes.de/pdf-fi les/manager

      kreis/10761.pdf

Öffnung der Volkswirtschaften nach 
innen wie nach außen entschlossen 
vorangetrieben werden. Dafür sind vor 
allem drei Dinge wichtig: Innovationen, 
Investitionen und Internationalisierung.

Weitere Managerkreis-Publikationen 
fi nden Sie hier: 
www.managerkreis.de/mediathek 

Publikationen des Managerkreises

Wirtschaft und Politik

Fachkräftemangel oder Überakademisierung?
Der zukünftige Bildungsbedarf aus Sicht der 
Unternehmen

Schwierigkeiten, Ausbildungsplätze zu besetzen. Dabei 
nimmt noch die Zahl derer, die ein Hochschulstudium be-
ginnen, kontinuierlich zu. Im vergangenen Jahr waren es 
laut Wissenschaftsrat bereits 55 Prozent eines Jahrgangs. 
Diese Quote kann durchaus noch steigen, auch wenn die 
absoluten Zahlen wahrscheinlich bald ihren Höhepunkt 
überschreiten. Doch mit Blick auf den Berufseinstieg wird 
argumentiert, in der  Orientierung  auf Studium oder Aus-
bildung  würden die Ausbildungsberufe unterbewertet. Zu 
viele Studienanfänger kämen  dann nicht zu einem Ab-
schluss und die dennoch vielen Hochschulabschlüsse führ-
ten zu einer Überakademisierung. Das gelte insbesonde-
re auch deshalb, weil im Zuge des Bologna-Prozesses der 
Bachelor-Abschluss nach sechs Semestern noch nicht aus-
reichend angenommen worden sei. Die weitaus meisten 
Studierenden streben anders als in anderen OSZE- Ländern 
den Master-Abschluss an.  

Die Herausforderungen werden größer
Viele entwickelte europäische Volkwirtschaften leiden un-
ter hoher Jugendarbeitslosigkeit: Italien,  Spanien, selbst 
Frankreich kennen Quoten von 20 bis 50 Prozent. Die ver-
gleichsweise sehr niedrigen Quoten in der Bundesrepublik 
(2014 = 5,9 Prozent) lenken den Blick unserer Nachbarn auf 
das deutsche Bildungssystem. Es ist offenbar in der Lage, 
Nachwuchs für Spitzenqualifikationen zu liefern, wie auch 
eine wachsende Zahl von Schulabgängern mit niedrigem 
oder gar keinem Schulabschluss zu qualifizierten Arbeits-
plätzen zu führen. Deutschland ist ein Ausbildungsland, 
Hoffnung für viele Jugendliche vor allem aus Südeuropa.  

Von innen betrachtet sind allerdings in den letzten Jah-
ren deutliche  Veränderungen zu spüren. Der demografi-
sche Knick ist am Arbeitsmarkt angekommen. Viele Un-
ternehmen in allen Regionen der Republik  haben bereits 

Über den Autor: Eduard Heußen ist Mitglied im Managerkreis 
und freiberuflicher Schulberater im Land Berlin.

55 Prozent eines Jahrgangs wurden 2013 zum Studium zugelassen. Da sprechen einige von 
Überakademisierung. Vor allem der wachsende Fachkräftemangel, der durch den Geburten-
knick zu einer Gefahr für die Wirtschaft zu werden scheint, wird als Argument herangezogen. 
Tatsächlich ist jedoch die Quote weder für die Jugendlichen noch für die Wirtschaft das Prob-
lem. Der Skandal liegt vielmehr in der gesellschaftlichen Ungleichheit bei den Zugangschancen 
zu höchster Bildung und Qualifikation und den Fehlsteuerungen im System: Es gibt zu viele 
Abbrecher und zu wenige Interessenten in den technischen und naturwissenschaftlichen Studi-
engängen. Deshalb besteht politischer Handlungsbedarf auf dem Feld der Einstellungsmuster 
und Voraussetzungen, die die Ausbildungs- und Studienwegentscheidungen beeinflussen, in 
den Unterstützungssystemen des Bildungswesens in den Schulen, Betrieben und Hochschulen 
und schließlich in der Verteilung der Ressourcen entlang der Bildungskette. 
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Eduard Heußen

Wirtschaft und Politik

Industriepolitik für Europa –
Chancen für einen neuen Wachstumspfad

land spricht man vor allem von den notwendigen Rah-
menbedingungen, um ein investitionsfreundliches Klima 
für die Realwirtschaft, um produktions-, aber auch for-
schungs- und entwicklungsintensive Arbeitsplätze in der 
Industrie auf- und auszubauen. In Griechenland, Spani-
en oder Portugal verbinden Bürger, aber auch nationale 
Politiker, mit dem Begriff Wettbewerbsfähigkeit vor allem 
drastische Gehaltsreduktionen und nicht zuletzt eine in-
terne Abwertung. Jüngste Erfolge der Reformprogramme 
in Spanien, Portugal und Irland zeigen jedoch, dass die 
Trendumkehr gelingt und die Wettbewerbsfähigkeit wie-
der anzieht. Dabei steht der Umbau hin zu einer schlan-
keren, entbürokratisierten öffentlichen Administration, 
einem flexibleren Arbeitsmarkt und einer zukunftsorien-
tierten Wirtschaftsförderung im Vordergrund, um wieder 
auf den Wachstumspfad zurückzukehren.

Industrie hat eine zentrale Rolle in Europa 
Die europäische Industrie steht heute für 65 Prozent der 
Forschungs- und Entwicklungsausgaben in Europa, 57 Pro-
zent der gesamten EU-Exporte, 76 Prozent aller Warenex-
porte sind auf die Industrie zurückzuführen. Die Produkti-

Ein langer Weg zurück zu alter Stärke
Europa ist heute der größte wirtschaftliche Akteur der 
Welt. Es stellt nur sieben Prozent der Weltbevölkerung, 
produziert aber 25 Prozent des weltweiten Bruttoinlands-
produktes und ist für 50 Prozent aller Sozialabgaben ver-
antwortlich. Doch durch die tiefgreifende Krise, die von 
einer weltweiten Finanz- zu einer Wirtschaftskrise wurde 
und schließlich in einer Staatsschuldenkrise einzelner EU-
Mitgliedstaaten, vor allem der Eurozone, resultierte, steht 
Europas Status als Wirtschaftsmacht auf dem Spiel. Die ge-
genwärtige Situation ist alarmierend. Wirtschaftsprogno-
sen besagen, dass im Jahr 2015 90 Prozent des weltweiten 
Wirtschaftswachstums außerhalb Europas generiert und 
das innereuropäische Wachstum infolge seiner alternden 
Bevölkerung zusätzlich erschwert werden wird.

Die Antwort Europas auf die Herausforderungen der Krise 
lautete: die Rahmenbedingungen für die Wirtschaft zu ver-
bessern, Haushaltkonsolidierung und Strukturreformen, 
um die Wettbewerbsfähigkeit in Europa zu erhöhen. Aller- 
dings interpretieren die europäischen Regierungen das Wort 
Wettbewerbsfähigkeit sehr unterschiedlich. In Deutsch- 

Über den Autor: Daniel Sahl ist Mitglied in der 
AG Wirtschaftspolitik des Managerkreises.

Mit dem Aufruf Europa zu re-industrialisieren reagierte die Europäische Kommission letztes 
Jahr auf Probleme, die durch die Wirtschaftskrise offensichtlich wurden. In vielen Regionen in 
Europa fehlt die industrielle Basis. Die Re-Industrialisierung Europas ist ein entscheidender Bau-
stein für das zukünftige Wachstum in Europa. Um im Zuge der Globalisierung in Zukunft noch 
eine bedeutende Rolle in der Welt zu spielen, muss die industrielle Wettbewerbsfähigkeit Eu-
ropas erhöht, die Innovationskraft gestärkt und die Öffnung der Volkswirtschaften nach innen 
wie nach außen entschlossen vorangetrieben werden. Dafür sind vor allem drei Dinge wichtig: 
Innovationen, Investitionen und Internationalisierung.
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http://library.fes.de/pdf-files/managerkreis/10752.pdf
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Neue Gesellschaft / Frankfurter 
Hefte. Heft 6/2014
Die vorliegende Ausgabe widmet sich 
im Schwerpunkt der gänzlich offenen 
Frage, ob Hoffnungen auf eine konst-
ruktive politische Zusammenarbeit der 
Parteien links der Mitte in der Bundes-
politik nur die leeren Träume einiger 
weniger sind oder auf fundierte Op-
tionen für die maßgeblichen Akteure 
verweisen. Die genauere Betrachtung 
der Lage in den Parteien und ihrem 
gesellschaftlichen Umfeld zeigt, dass 
die Unwägbarkeiten und Hindernisse 
eines solchen „Projektes“ groß sind, 
aber eine ergebnisoffene Sondierung 
sich dennoch lohnt.

 http://www.frankfurter-hefte.de/Aktuelle-    
     Ausgabe/

WISO direkt
Wer bestellt, bezahlt! Berechnung 
des Vorschlags zur Neuordnung 
des Finanzausgleichs
Hans Eichel, Philipp Fink und Heinrich 
Tiemann. – Bonn: Friedrich-Ebert-
Stiftung, Abt. Wirtschafts- und 
Sozialpolitik, 2014. – 4 S. = 185 KB 
PDF-File. – (WISO direkt)
Electronic ed.: Berlin: FES, 2014

ISBN 978-3-86498-883-7

Hans Eichel, Philipp Fink und Hein-
rich Tiemann haben im Juni 2013 für 
die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) ei-
nen Vorschlag zum Abbau regionaler 
Disparitäten vorgelegt. Eine wichtige 
Säule ist dabei die Übernahme der So-
zialausgaben durch den Bund. Das ifo 
Institut, Niederlassung Dresden, hat im 
Auftrag der FES eine fi skalische Ana-
lyse dieser Maßnahme durchgeführt. 
Dazu wurden die Auswirkungen auf 
den Länderfi nanzausgleich für alle 
Länder und den kommunalen Finanz-
ausgleich am Beispiel Nordrhein-West-
falens untersucht. 
Die Übernahme der Sozialausgaben 
durch den Bund erweist sich als ge-
eignet, die Ziele des FES-Vorschlags zu 
erreichen. Hierzu müsste sich der Bund 
mit zehn Milliarden Euro beteiligen, 
für die ab 2020 der Solidaritätszu-
schlag herangezogen werden könnte. 
Damit die Mittel tatsächlich im Sinne 
des Vorschlags an die Kommunen ver-
teilt werden können, ist allerdings eine 
Verständigung von Bund und Ländern 

notwendig. Denn die Länder besitzen 
bei der Verteilung der Mittel auf die 
Kommunen eigene Handlungsspiel-
räume.

 http://library.fes.de/pdf-fi les/

     wiso/10760.pdf
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naler Disparitäten vorgelegt. Eine wichtige Säule  
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ab 2020 der Solidaritätszuschlag herangezogen 
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Sinne des Vorschlags, an die Kommunen verteilt 

werden können, ist allerdings eine Verständigung 

von Bund und Ländern notwendig. Denn die 

Länder besitzen bei der Verteilung der Mittel auf 

die Kommunen eigene Handlungsspielräume. 

Für die föderalen Finanzbeziehungen in Deutschland 

stellt der 31. Dezember 2019 ein einschneidendes 

 Datum dar. Mit diesem Tag laufen die Regelungen des 

Finanzausgleichsgesetzes und des Solidarpakts II aus. 

Bis zu diesem Zeitpunkt müssen neue Regelungen ge-

funden werden, wie zukünftig die Mittel zwischen 

Bund und Ländern einerseits und unter den Ländern 

andererseits verteilt werden. Dabei wird häufig gefor-

dert, dass eine Neuordnung der Bund-Länder-Finanz-

beziehungen auch die  finanzielle Lage der Kommunen 

betrachten sollte, da diese im gegenwärtigen System 

nicht vollumfänglich berücksichtigt wird. 

Hans Eichel, Philipp Fink und Heinrich Tiemann ha-

ben einen solchen Vorschlag mit dem Ziel des Abbaus 

regionaler Disparitäten in Deutschland vorgelegt.2  

Der Vorschlag umfasst drei Säulen: 1. eine finanzielle 

Entlastung der Kommunen durch die Übernahme be-

stimmter kommunaler Sozialausgaben durch den Bund; 

2. eine angemessene finanzielle Ausstattung der Kom-

munen, um die Erfüllung der Aufgaben der Daseins-

vorsorge sicherzustellen; 3. die Initiierung eines Wett-

bewerbs unter den Ländern um Lösungen für drin-

gende gesellschaftliche Herausforderungen. Die Dresd-

ner Niederlassung des ifo Instituts hat im Auftrag FES 

die in der ersten Säule angeregte Übernahme der kom-
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Managerkreis Nord-Ost
Frauen in Führung ?! 
Wirtschaftlicher Unternehmenserfolg und die Quote
Podiumsdiskussion mit: Jana Schiedek, Senatorin für Justiz und Gleichstellung in Hamburg
Nathalie Leroy, Kaufmännische Direktorin von HamburgWasser 
Claudia Plath, Managing DirectorFinance/CFO der ECE Projektmanagement GmbH Co.KG
Bettina Poullain, Vorstand der Hamburger Sparkasse;
Gesprächsleitung: Susanne Stichler, NDR

03.09.2014
Hamburg

Managerkreis NRW
Mitgliederversammlung
mit Gast Franz-Josef Lersch-Mense, Staatssekretär, Staatskanzlei NRW
„Zukunft der Medien – Medien der Zukunft“
Veranstaltung mit Tom Buhrow, Intendant des WDR, und Michael Bröcker, RP

04.09.2014
Köln

Managerkreis Rhein-Main
Lebensqualität in Frankfurt – Rhein-Main II. 
Schwerpunkt: Kultur als Standortpolitik
mit Johnny Klinke, Tigerpalast
Oliver Reese, Schauspiel Frankfurt

08.09.2014
Frankfurt

Stand:Juni 2014

Terminvorschau

Diese Aufstellung enthält Veranstaltungen, deren Termine bereits feststehen. Zu jeder 
Veranstaltung werden rechtzeitig persönliche Einladungen per E-Mail versandt. Zu 
den Hintergrundgesprächen werden nur Mitglieder des Managerkreises eingeladen. 

Weitere Termine sind in Vorbereitung

www.managerkreis.de

Impressum
V.i.S.d.P. Marc Meinardus
Koordination & Schlussredaktion: Dagmar Merk

Design: Werbestudio Zum weissen Roessl
Redaktion: Simone Warias
Fotos: Friedrich-Ebert-Stiftung, Marc Bollhorst, Maren 
Strehlau, Rainer Rüffer, Marco2811, eyetronic, scusi, 
RioPatuca Images, bluedesign – fotolia.com

Friedrich-Ebert-Stiftung
Managerkreis
Hiroshimastr. 17, 10785 Berlin
Fon 0 30 / 2 69 35 70 53
Fax 0 30 / 2 69 35 92 36
www.managerkreis.de
E-Mail: managerkreis@fes.de


